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Das Zusammenspiel von Sozial-
versicherungen und Sozialhilfe im 
System der sozialen Sicherheit: 
Probleme und Lösungsansätze 
Die wi r tschaf t l iche Prosperi tät kann Mängel im System der so-
zialen Sicherheit verdeckt hal ten, die in Krisenzeiten um so 
deutl icher in den Vordergrund rücken. Ein solcher Mangel l iegt 
etwa im ungenügenden Zusammenspiel der beiden Hauptin-
strumente der sozialen Sicherheit - Sozialversicherungen und 
SozialhUfe - , das im Einzelfal l durchaus den sozialen Schutz zu 
untergraben vermag. Neben einem grundrecht i ichen Anspruch 
auf Sozialhi l fe erscheint insbesondere ein eidgenössisches 
Sozialhilfe-Rahmengesetz ais taugl icher Lösungsansatz, um 
für einen f l iessenderen Übergang zwischen dem sozialversi-
cherungs- und dem sozialh i l ferecht i ichen Leistungssystem zu 
sorgen. 
VON PASCAL COULLERY, DR. IUR., WISSENSCHAFTLICHER 
BERATER FÜR SOZIALVERSICHERUNGSFRAGEN VON 
BUNDESRÄTIN DREIFUSS* 
* Bis Februar 1994 stellvertretender Chef der Sektion Gesundheits-Ökonomie im BSV 
1. Entstehung und Entwicklung 
der sozialen Sicherheit in der 
Schweiz^ 
Die Gründung des schweizerischen 
Bundesstaates im Jahre 1848 fäUt in 
eine für die soziale Sicherheit be-
deutungsvolle Zeit des wirtschaft-
lichen Umbruchs: Die zunehmende 
Industrialisierung leitet insbesonde-
re in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
1 Zum folgenden Abschnitt vgl. Silvana 
IVtöc/cli, Der Schweizerische Sozialstaat, Bern/ 
Stuttgart 1988, S. 25, Gerhard A. Ritter, Der So-
zialstaat - Entstehung und Entwicklung im in-
ternationalen Vergleich, München 1989, 
S. 63ff., und Schulte/Tren/i-Hinterberger, So-
zialhilfe - Eine Einführung, 2. Aufl., Heidel-
berg 1986, S.42. 
2 Die Regelung in Art. 6 Abs.1 ELG, «Ar-
menbehörden» als EL-Organe ausdrücklich 
auszuschliessen, lässt sich wohl nur mit dem 
Bemühen des Gesetzgebers erklären, keinen 
Zusammenhang zwischen den Ergänzungslei-
stungen und der offenbar als anrüchig verstan-
denen Armenpflege herstellen zu wollen. 
3 Der Verfassungs- und Gesetzgeber hat sich 
im Bereich der Sozialhilfe - vom Eriass 
sozialhilferechtlicher Bestimmungen für Asy-
lanten tmd Auslandschweizer abgesehen - mit 
der verfassungsrechtlichen Verankerung des 
Wohnortsprinzips und der Schaffung eines Zu-
ständigkeitsgesetzes (Bundesgesetz vom 24. Ju-
ni 1977 über die Zuständigkeit für die Unter-
stützung Bedürftiger) begnügt. 
hunderts eine Massenwanderung 
von Arbeitskräften in städtische 
Ballungszentren ein, die zu einer 
schweren Krise des traditionellen, 
auf der sozialen Verantwortung von 
Familie und Gemeinde beruhenden 
Unterstützungssystems ftihrt. Zur 
Überwindung dieser Krise wird, wie 
im Ausland auch in der Schweiz, die 
Forderung nach neuen Formen so-
zialer Sicherheit - so zunächst nach 
staatlicher Arbeiterversicherung -
erhoben, die 1890 mit der Gutheis-
sung einer Bundeskompetenz zur 
Einführung der Kranken- und Un-
faUversicherung ein erstes Mal er-
füllt werden sollte. Dieses vor rund 
hundert Jahren ansatzweise ein-
geführte Sozialversicherungssystem 
wird insbesondere nach der krisen-
geschüttelten Zeit des Zweiten 
Weltkrieges weiterentwickelt und 
verfeinert, indem schrittweise alle 
bedeutenden sozialen Risiken - wie 
Alter, InvaUdität, Tod, Arbeitslosig-
keit - durch eigene Versicherungssy-
steme abgedeckt werden, welche die 
Sozialhilfe wohl nicht zu ersetzen 
vermögen, aber als primäre Form 
staatlicher sozialer Sicherung ablö-





beim Eintritt sozialer Restrisiken 
beschränken. Dieser wachsende 
Bedeutungsverlust der SozialhUfe 
bleibt bis heute spürbar und zeigt 
sich nicht zuletzt im Desinteresse -
ja in der Geringschätzung-^ - des eid-
genössischen Verfassungs- und Ge-
setzgebers, der das Minimalziel der 
sozialen Sicherheit - die Garantie 
eines sozialen (d.h. an den zivilisa-
torischen, sozialen und kulturellen 
Errungenschaften orientierten) Exi-
stenzminimums - mögUchst-' ohne 
Legiferierung im Bereich der Sozial-
hUfe zu erreichen versucht - ein 
Desinteresse, welches bis heute ein 
echtes Zusammenspiel der beiden 
Hauptinstrumente der Sozialen Si-
cherheit - Sozialversicherung und 
SozialhUfe - weitgehend verhindert 
hat. 
2. Problemherde im Zusammen-
spiel von Sozialversicherungen 
und Sozialhilfe 
Das heutige Zusammenspiel der un-
terschiedlichen Prinzipien folgenden 
Leistungssysteme der Sozialversi-
cherungen und der Sozialhilfe (vgl. 
Abbildung 1) wird, was sich schon 
aus der Entstehungsgeschichte der 
sozialen Sicherheit ergibt, vom 
Subsidiaritätsprinzip geprägt: kanto-
nale oder kommunale SozialhUfelei-
stungen kommen nur dann in Frage, 
wenn (noch), keine oder bloss un-
genügende (primäre) Sozialversi-
cherungsleistungen gewährt werden 
(Primat der Sozialversicherungen). 
Dieses Koordinationsprinzip er-
weist sich - zumindest in dieser rudi-
mentären, undifferenzierten Ausge-
staltung - besonders in der heutigen 
rezessiven Wirtschaftsphase als dop-
pelt problematisch: 
2.1. Lücken und Mängel im 
Leistungssystem der 
Sozialversicherungen 
Einerseits sind Lücken im Geltungs-
wie im Leistungsbereich der So-
zialversicherungsordnung wohl als 
systemimmanent zu bezeichnen: 
im Sozialversicherungsbereich gilt 
nämUch schwergewichtig das Kausa-
Utätsprinzip, wonach Leistungen 
grundsätzUch nur bei Eintritt klar 
definierter Risiken (UnfaU, Krank-
heit, Tod...) ausgerichtet werden, 
während systemfremde Risiken kei-
nen sozialversicherungsrechtlichen 
Schutz geniessen. Doch selbst bei 
grundsätzUch erfassten Risiken sind 







































































Grobübersicht über die wichtigsten Unterschiede von Sozialversicherung 




materieUer (z.B. Renten, 
Taggelder) oder immate-




auch persönliche HUfe 
(d.h. nach den Methoden 
der Sozialarbeit er-
brachte Beratung und 














keit löst Leistung aus, 
nicht deren Ursache 
Leistungsziel Bewegt sich zwischen der 
Garantie eines sozialen 
Existenzminimums und 




Garantie eines sozialen 
Existenzminimums 
Leistungsbemessung Ausrichtung vorwiegend 
typisierter Geldleistungen, 








zip: Leistung richtet sich 
nach den Besonderhei-





keiten u.a.m.), wobei 
Bedürftigkeit nachge-
wiesen werden muss 











Leistungslücken (wie die beispiel-
hafte Aufzählung in AbbUdung 2 zu 
belegen versucht) unvermeidUch, sei 
es auch nur, weU das LegaUtätsprin-
zip* eine positivrechtUche Ver-
ankerung der Leistungstatbestände 
voraussetzt, was bei neu auftauchen-
den Teilrisiken (und den entspre-
chend benötigten neuen Leisttm-
gen) u.U. langwierige Gesetz- und 
Verordnungsgebungsverfahren aus-
löst, während deren Dauer keine 
Leistungen ausgerichtet werden.' 
Nicht zu unterschätzen ist schliess-
lich auch die Gefahr, die sich aus der 
strikten Kompetenzaufteilung zwi-
schen Bund (Sozialversicherungen) 
und Kanton (Sozialhilfe) ergibt, 
dürften Bundesbehörden doch bei 
knappem Finanzhaushalt versucht 
sein, 
• auf der Rechtsetzungsebene 
durch Kürzungen im sozialversi-
cherangsrechtUchen Leistungsbe-
reich,* 
• auf der Rechtsanwendungsebene 
durch eine strenge(re) Vollzugspra-
xis, 
Kosten auf die SozialhUfe zu 






4 Vgl. hierzu auch Hans Peter Tschudi, Sozial-
versicherung und Sozialfürsorge, SZS 28 
(1984) 4tf., und Felix Wolffers, Grundriss des 
Sozialhilferechts, Bem/StuttgartAVien 1993, 
S.33ff. 
5 Zum FinaUtätsprinzip in AHV und IV vgl. 
Alfred /Maurer, Schweizerisches Sozialversiche-
rungsrecht, Band 1, Allgemeiner Teil, Bern 
1979, S.276. 
6 Das Legalitätsprinzip bedeutet u.a., dass die 
Verwaltung Leistungen nur aufgrund eines gül-
tigen Rechtssatzes ausrichten darf (sog. Vorbe-
halt des Gesetzes). 
7 Dies gilt beispielsweise für neuartige (häufig 
kostenintensive) medikamentöse Behandlun-
gen, die erst mit der Aufnahme in die entspre-
chenden Erlasse (Arzneimittel-, Spezialitäten-
liste) von den Krankenkassen übemommen 
werden. 
8 Vgl. den mit Bundesbeschluss vom 19. März 
1993 revidierten Art. 22 Abs. l'« AVIG, der 
den Entschädigungssatz in der Arbeitslosen-
versicherung reduziert. 
9 Zu erdulden sind z.B. repressiv-misstraui-
sche Überwachungsmassnahmen von Sozial-
hilfebehörden: so haben die Walliser Armen-
kommissionen «über die Unterstützten und ih-
re Familien eine wirksame und ständige Kon-
trolle» auszuüben (Art. 38 Abs. 2 des Walliser 
Gesetzes vom 2. Juni 1955 über die öffentliche 
Armenpflege). 
10 Gemäss einer im Kanton Bern durchge-
führten Armutsstudie liegt die Quote der 
NichtbezUger von Unterstützungsleistungen 
bei über drei Vierteln der einkommensschwa-
chen Haushalte, vgl. hierzu und zur Dunkel-
zifferproblematik im allgemeinen Höpflinger/ 
Wyss, Am Rande des Sozialstaates, Bern/Stutt-
gart/Wien 1994, S. 178ff (182f ). 
11 Vgl. hierzu die Literaturhinweise in: Wolf-
fers, a.a.O. (Anm. 4), S.78. 
12 Häfelin/Haller, Schweizerisches Bundes-
staatsrecht, 2. Aufl. , Zürich 1988, S.39 f f , Rz. 
127 f f Zui^ verfassungskonformen Auslegung 
im allgemeinen vgl. auch Jörg Paul Midier, Ele-
mente einer schweizerischen Grundrechts-
theorie, Bem 1982, S.67ff 
13 Und selbstverständlich auch des kantona-
len Sozialhilferechts, doch bleibt dieser Aspekt 
hier ausgeklammen, da er ausserhalb des 
eigentlichen Zusammenspiels von Sozialversi-
cherungen und Sozialhilfe steht. 
14 Vgl. etwa Art. 47 Abs.1 AHVG, Art. 95 
Abs. 2 AVIG, Art. 11 Abs. 2 FLG oder Art. 49 
IVG. 
15 Die heutige Praxis des Bundesgerichtes 
(vgl. BGE 116 V 12) dürfte wohl in den 
meisten Fällen zu befriedigenden Resultaten 
führen, da ein gewisser Schematismus aller-
dings nicht von der Hand zu weisen ist, 
erseheint eine letzte verfassungsrechtliche 
Garantie - je nach Einzelfall - nicht von vorn-
herein als sinnlos. 
16 In Frage kommen etwa die Menschenwür-
de, die Rechtsgleichheit, die persönliche Frei-
heit oder Art. 48 BV. 
17 Zurzeit beschäftigt sich eine Arbeitsgrappe 
der nationalrättichen Kommission für soziale 
Sicherheit und Gesundheit mit der Ausarbei-
tung einer Kommissionsinitiative zur Veranke-
rung eines Rechts auf Existenzsicherung in der 
Bundesverfassung (Weiterbehandlung der par-
lamentarischen Initiative Göll vom 17. Juni 
1992). M.E. wäre der erweiterte Begriff des 
Rechts auf Sozialhilfe (statt Existenzsiche-
rung) vorzuziehen, da damit auch die Normie-
rung der persönlichen Hilfe möglich vrtirde. 
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2.2. Lücken und Mängel im 
Leistungssystem der Sozialhilfe 
Anderseits werden diejenigen Per-
sonen, die durch die Maschen des 
primären sozialen Leistungsnetzes 
fallen, von der kantonalen Sozialhil-
fe aber nur ungenügend aufgefan-
gen: Das geltende Sozialhilferecht 
fällt in der Tat durch eine Vielzahl 
von Ermessens- und Beurteilungs-
spielräumen sowie durch fehlende 
inhaltUche Kriterien zur Hilfebe-
messung auf, weist mit anderen 
Worten eine sehr geringe normative 
Dichte auf, die den Sozialhilfe-
behörden im Einzelfall (etwa bei der 
Bedarfsprüfung oder der Erteilung 
von Auflagen) ein beträchtliches 
WiUkürpotential eröffnet. Dieses 
WiUkürpotential dürfte nun um so 
eher ausgeschöpft werden, als von 
der Beschäftigungskrise besonders 
betroffene Randgruppen den Ko-
stendruck in der SozialhUfe, den zur 
Zeit allein Kantone und Gemeinden 
zu erleiden haben, erhöhen. In 
dieser präventiv-abschreckenden 
Rechtslage, die mit anderen sozial-
hUferechtlichen Bestimmungen 
noch akzentuiert wird (z.B. die oft-
mals Schamgefühle weckende Ver-
wandtenunterstützungspflicht, das 
Kommunalprinzip, das in kleinen 
Gemeinden zu einer belastenden 
Beziehungsnähe zwischen HUfe-
suchendem und Sozialhilfeorgan 
führen kann, oder die strikten Ge-
horsams- und Duldungspflichten 
von Sozialhilfebezügern'), scheint 
ein gewichtiger Grund für die hohe 
Dunkelziffer'" in der Sozialhilfe zu 
liegen, die zweifeUos als Ausdruck 
des heute ungenügenden Zusam-
menspiels von Sozialversicherungen 
und Sozialhilfe verstanden werden 
kann und muss. 
3. Lösungsansätze im Zusam-
menspiel von Sozial-
versicherungen und Sozialhilfe 
3.1. Auf Verfassungsebene 
Ein verfassungsmässiges Recht auf 
Sozialhilfe - das (auf wirtschaftliche 
Teilgehalte beschränkt) wohl in der 
Lehre," nicht aber in der Rechtspre-
chung anerkannt wird - dürfte schon 
deshalb eine gewisse Harmonisie-
rung zwischen Sozialversicherung 
und SozialhUfe herbeiführen, als aus 
der Überordnung der Verfassung 
das Gebot der grundrechtskonfor-
men Auslegung fliesst: alle der Ver-
fassung untergeordneten Rechtssät-
Abbildung2: 
Schematischer ÜberbUck über die Lücken im schweizerischen Sozialversicherungssystem 
Lücken im schweizerischen Sozialversicherungssystem 
1 





• Leistung auf einen 
bestimmten Prozent-
satz des versicherten 
Verdienstes (Art. 22 
Abs. 1 / AVIG, 
Art. 17 Abs. 1 UVG) 
oder auf absoluten 
Frankenbetrag 
(Art.2 Abs.1'" 
ELG, Art. 12»̂ ' 
Abs. 1 KVG) be-
grenzt 
• Nicht gesicherte 
Indexierung von 
Geldleistungen 




• Teih-enten (Art.29 
Abs. 2 AHVG, 
Art. 36 Abs. 2 IVG) 
• Selbstverschul-
denskürzungen 
(Art.l8 Abs. 1 
AHVG, Art. 5 
Abs.2ELG, Art.7, 
Art. 10 Abs. 2, 
Art. 31 Abs. 2 IVG, 
Art.37 Abs.2UVG) 
bzgl. Leistlings-
beginn und -dauer 
• Aufgeschobener 




(Arl.43bis Abs. 2 
AHVG, Art. 6 
Abs. 1-1-3 AVIV, 
Art. 45 Abs.1 BVG, 
Art.29 Abs.1 Bst.b 
IVG, Art.5 Abs.3, 
Art.l3 Abs.l-i-2, 
Art. 14 Abs. 1 KVG) 
• Begrenzte Dauer 
der Leistung (Art. 27 
AVIG, Art. 3 GgV, 
Art. 12 Abs. 4 und 
Art. 12"" Abs. 3 
KVG) 
sachlich 






ditätsgrad von 40 
bzw. 50% (Art. 28 









Praxis zu Art. 12 






nierten Lohnes ist 
nicht BVG-versi-







tätige: kein AVIG-, 
BVG- oder UVG-
Obligatorium (Art. 2 
AVIG, Art.2 Abs.1 
BVG, Art. 1 Abs. 1 
UVG) 
• Ausländer: Lei-
stungen z.T. an 
mehrjährigen Wohn-
sitz oder Aufenthalt 
in der Schweiz ge-
knüpft (Art.2 Abs.2 
ELG, Art. 6 IVG) 
• Betagte: Kranken-
kassen können eine 
Altersgrenze für die 
Aufnahme von 
neuen Versicherten 
vorsehen (Art. 9 
Abs.l-H3 KVG) 
ze - wie eben auch Sozialversiche-
rungsrecht des Bundes - sind bei 
ihrer Auslegung auf die «übergeord-
neten Wertentscheidungen der Ver-
fassung auszurichten».'^ Dieses Ver-
fassungsprinzip bedeutet insbeson-
dere, dass bei der Auslegung von un-
bestimmten Gesetzesbegriffen des 
Bundessozialversicherungsrechts'^ 
dasjenige Auslegungsergebnis vor-
zuziehen ist, welches am ehesten mit 
dem Grundrecht auf Sozialhilfe ver-
einbar erscheint. Als Beispiel sei die 
«grosse Härte» herangezogen, bei 
deren Vorliegen verschiedene so-
zialversicherungsrechtiiche Erlasse '"' 
die Möglichkeit eröffnen, auf die 
Rückerstattung unrechtmässig bezo-
gener Leistungen zu verzichten: 
in grundrechtskonformer Auslegung 
ist eine «grosse Härte» immer dann 
anzunehmen, sobald die Rückerstat-
tung den Pflichtigen unter das so-
ziale Existenzminimum absinken 
Uesse.'̂  
Ist dieser Ausfluss einer grund-
rechtlichen Anerkermung in sei-
ner (harmonisierenden) Bedeutung 
nicht zu unterschätzen, so kann hin-
gegen in der Frage nach dem verfas-
sungsrechtUchen Aufhänger eines 
Grundrechts auf Sozialhilfe nicht 
viel mehr als eine sophistische Spie-
lerei gesehen werden, bleibt doch 
weitgehend ohne praktische Bedeu-
tung, ob nun das Bundesgericht ein 
Recht auf SozialhUfe als ungeschrie-
benes Grundrecht bezeichnet bzw. 
aus geltenden Verfassungsnormen 
und -prinzipien herleitet" oder ob 
der Verfassungsgeber einen grund-
rechtUchen Ansprach explizit in die 
Bundesverfassung aufnimmt." 
3.2. Auf Gesetzesebene 
3.2.1. Materieller Lösungsansatz 
Eine verfeinerte Abstimmung im 
Zusammenspiel der sozialversiche-
rungs- und sozialhilferechtiichen 
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A r m sein heisst meist auch, einsam sein. (Foto: CIRIC, Lausanne) 
Leistungssysteme dürfte zudem da-
durch zu erreichen sein, dass von der 
strengen Zweiteilung von bundes-
rechtlicher Sozialversicherung und 
kantonahechtlicher SozialhUfe ab-
gerückt wird, der Bund somit auch 
im Bereich der Sozialhilfe legiferiert. 
Dabei wären vorab zu definieren: 
• die allgemeinen sozialhUferecht-
lichen Mindestleistungen, wobei 
insbesondere die Leistungsstruktur, 
d.h. diejenigen Ausgabeposten, die 
von der Sozialhilfe zwingend zu 
decken sind (Miete, Lebenshaltung 
usw.), zu bestimmen wären, wäh-
rend beispielsweise die betragsmäs-
sige Festsetzung von pauschalisier-
ten Ausgabeposten (wie Taschen-
geld) der kantonalrechtlichen Nor-
mierung überlassen werden könn-
te; 
• die besonderen Auffang- und An-
schlusssysteme, die in Teilbereichen 
eine angemessene Fortsetzung der 
bundesrechtUchen Sozialversiche-
rungsleistimgen darstellen: zu den-
ken ist beispielsweise an materielle 
(Zusatztaggelder) wie inmiaterielle 
Leistungen (Beratung und Betreu-
ung) für Langzeitarbeitslose, die als 
Ausgesteuerte aus dem System der 
bundesrechtUchen Arbeitslosenver-
sicherung fallen. Wohl besteht in 
manchen Kantonen die Möglichkeit, 
nach der bundesrechtlichen Aus-
steuerung sog. Arbeitslosenhilfe zu 
beziehen,'* welche in Höhe und 
Dauer aber ebenfaUs begrenzt sind 
und ein sozialhilferechtliches Auf-
fangsystem deshalb nicht überflüssig 
erscheinen lassen. 
Um solches Leistungsrecht so-
ziale Realität erfahren zu lassen, wä-
ren flankierende Bestimmungen zur 
Organisation (RegionaUsierung der 
Organisationseinheiten, Professio-
nalisierung der Beratungs- und Be-
treuungsstrukturen), zum Rechts-
schutz (Beschwerdemöglichekit an 
gerichtliche Instanz) und allenfalls 
zur Finanzierung (Beteiligung des 
Bundes) zu erlassen. Insbesondere 
eine finanzielle MitbeteUigung des 
Bundes dürfte den Anreiz erhöhen, 
Leistungslücken auf der Ebene der 
Sozialversicherungen zu schliessen 
und auf Bestimmungen, die im Ein-
zelfall zur Sozialhilfeabhängigkeit 
führen können (z.B. die auch in der 
Lehre kritisierten Grobfahrlässig-
keitskürzungen''*), zu verzichten. 
3.2.2. Formeller Lösungsansatz 
Als bestechende Möglichkeit einer 
formellen Umsetzung der darge-
stellten Lösungsansätze drängt sich 
ein Rahmengesetz auf, dessen Vor-
zug gerade in der Vereinbarkeit mit 
föderalistischen Strukturen liegt, 
weil sich sozialhilferechtliche, eine 
minimale Einheitlichkeit gewähren-
de Mindeststandards des Bundes 
zwanglos mit weitergehenden, be-
sondere regionale oder lokale Be-
dürfnisse berücksichtigenden Hilfs-
angeboten der Kantone verbinden 
lassen. Voraussetzung ist aUerdings 
die Errichtung einer verfassungs-
rechtlichen Kompetenznorm, auf 
die eidgenössisches Sozialhilferecht 
abgestellt werden könnte, hat sich 
doch der Verfassungsgeber in Art. 3 
BV für das System der Einzeler-
mächtigung des Bundes durch die 
Bundesverfassung entschieden. Im-
merhin sei festgehalten, dass Mitte 
der siebziger Jahre eine Bun-
deskompetenz (Art. 34"°™" Abs. 1 
BV) im gewichtigen Teilbereich der 
«Arbeitslosenfürsorge» geschaffen 
wurde, die der Bundesgesetzgeber 
aber bis heute - aus welchen Grün-
den auch immer - nie angerufen hat, 
obwohl die «besonderen Verhältnis-
se», die nach bundesrätUcher Bot-
schaft^" eine Legiferierung des Bun-
des zu rechtfertigen haben, mit der 
heutigen Arbeitsmarktsituation si-
cher als gegeben zu betrachten sind. 
4. Schlussbemerkung 
Die Anerkennung eines grundrecht-
lichen Anspruchs auf Sozialhilfe, 
flankiert durch ein eidgenössisches 
Sozialhilfe-Rahmengesetz, kann um 
so eher als erster Schritt zu einem ab-
gestimmteren Zusammenspiel von 
Sozialversicherung und Sozialhilfe 
bezeichnet werden, als sich beide 
Massnahmen - im Gegensatz etwa 
zum Postulat nach einem garantier-
ten Mindesteinkommen - nahtlos in 
das bestehende System der sozialen 
Sicherheit einbetten lassen. Es bleibt 
daher zu hoffen, dass in einer Zeit, in 
der sozialstaatliche Moratorien dis-
kutiert werden, ein politischer WiUe 
und ein Konsens gefunden werden 
kann, um diesen für die schweizeri-
sche soziale Sicherheit nicht unbe-
deutenden (Fort-)Schritt auch wirk-
lich zu vollziehen. 
18 Vgl. hierzu Gerhard Gerhards, Die soziale 
Sichemng der Arbeitslosen, Soziale Sicherheit 
Nr. 2/1993, S. 14 f. 
19 Vgl. Alfred Maurer, Bundessozialversiche-
rungsrecht, Basel/Frankfurt a.M. 1993, S.21, 
183. Nach einem neuesten, noch nicht publi-
zierten Bundesgerichtsentscheid sollen aller-
dings keine Grobfahrlässigkeitskürzungen 
mehr verfügt werden dürfen (vgl. den Hinweis 
in: Soziale Sicherheit Nr. 1/1994, S. 3). 
20 Vgl. die Botschaft des Bundesrates an die 
Bundesversammlung betreffend die Ändemng 
der Bundesverfassung für eine Neukonzeption 
der Arbeitslosenversicherung, BBI 1975 I I 
1579. 
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